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Jahrgang 1995 Ausgegeben am 11. August 1995 178. Stück
540. Verordnung: Änderung der Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981
541. Verordnung: Planstellenbesetzungs-Verordnung 1995

540. Verordnung der Bundesregierung, mit der die Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981
geändert wird

Auf Grund des § 2 des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984, BGBl. Nr. 29, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 665/1994, wird verordnet:

Die Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981, BGBl. Nr. 162, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 84/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § l Abs. 1 Z 1 werden die Worte „zeitverpflichtete Soldaten" durch die Worte „Militärper-
sonen auf Zeit" ersetzt.

2. § l Abs. 1 Z 5 lautet:
„5. Feststellung der Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung bei

a) Beamten der Dienstklasse VII und niedrigerer Dienstklassen,
b) Lehrern und Schulaufsichtsbeamten und
c) Beamten der Post- und Telegraphenverwaltung der Verwendungsgruppen PT 9 bis PT 2 und

der Dienstzulagengruppe 3 der Verwendungsgruppe PT 1,"
3. § 1 Abs. 1 Z 23 lautet:

„23. Feststellung der besoldungsrechtlichen Stellung (ausgenommen auf Grund der Überleitung in
eine andere Verwendungsgruppe des Allgemeinen Verwaltungsdienstes, Exekutivdienstes
oder Militärischen Dienstes), der Vorrückung, ihrer Hemmung, Aufschiebung und Einstel-
lung,"

4. Im § l Abs. l wird nach Z 23 folgende Z 23a eingefügt:
„23a. Anrechnung von Zeiten auf die Ausbildungsphase,"
5. §2 Z 3 lautet:

„3. im Bereich des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales: die Bundesämter für Soziales und
Behindertenwesen (dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen Vorarlberg wird die
Zuständigkeit zur Wahrnehmung der im § l Abs. 1 Z 21 genannten Angelegenheiten nicht über-
tragen),"

6. § 2 Z 8 bis 10 lautet:
„8. im Bereich des Bundesministeriums für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten:

a) die Landesschulräte (der Stadtschulrat für Wien) und
b) die österreichische Nationalbibliothek, der nur die Zuständigkeit zur Wahrnehmung der

im § l Abs. 1 Z 9 bis 11,13 bis 20 und 30 genannten Angelegenheiten übertragen wird;
9. im Bereich des Bundesministeriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr: die Post- und

Telegraphendirektionen;
10. im Bereich des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst:

a) die Universitäten (der Rektor, der Universitätsdirektor oder der Bibliotheksdirektor für
die ihm nach den Organisationsvorschriften unterstehenden Beamten),

b) die Kunsthochschulen (der Rektor oder der Bibliotheksdirektor für die ihm nach den
Organisationsvorschriften unterstehenden Beamten),

c) die Akademie der bildenden Künste in Wien (der Rektor, der Bibliotheksdirektor oder der
Direktor der Gemäldegalerie für die ihm nach den Organisationsvorschriften unterstehen-
den Beamten),
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d) das Bundesforschungs- und Prüfzentrum Arsenal,
e) das Bundesdenkmalamt,
f) die Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik,
g) die Geologische Bundesanstalt;
den in den lit. a bis d angeführten Dienstbehörden wird nur die Zuständigkeit zur Wahrneh-
mung der im § l Abs. 1 Z 6, 7, 9 bis 11,13 bis 23, 26, 30 und 31 genannten Angelegenheiten
sowie die Zuständigkeit zur Gewährung von Vorschüssen übertragen; dem Bundesdenkmal-
amt wird nur die Zuständigkeit zur Wahrnehmung der im §1 Abs. 1 Z 9 bis 11, 13 bis 20
und 30 genannten Angelegenheiten übertragen; den in dem lit. f und g angeführten Dienstbe-
hörden wird nur die Zuständigkeit zur Wahrnehmung der im § l Abs. 1 Z 9,10,11,13,14,16
bis 18,19 und 20 genannten Angelegenheiten übertragen."

7 Dem § 5 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) § l Abs. l Z 5 in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 540/1995 tritt mit 1. September 1995

in Kraft. Verfahren zur Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, die vor dem 1. Sep-
tember 1995 eingeleitet worden sind, sind nach den am 31. August 1995 geltenden Bestimmungen zu
Ende zu führen."

Vranitzky Schüssel Konrad Ditz
Hums Krammer Einem Moser
Michalek Molterer Bartenstein Gehrer

541. Verordnung des Bundeskanzlers betreffend die Zustimmung zur Besetzung bestimm-
ter Arten von Planstellen (Planstellenbesetzungs-Verordnung 1995)

Auf Grund des § 3 Abs. 7 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333,
und des § 2a Abs. 3 des Vertragsbedienstetengeset/es 1948, BGBl. Nr. 86, beide in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 297/1995, wird verordnet:

1. Abschnitt
AUFNAHME IN EIN ÖFFENTLICH-RECHTLICHES DIENSTVERHÄLTNIS

Zustimmung zur Aufnahme
§ 1. Die Zustimmung zur Besetzung von Planstellen durch Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches

Dienstverhältnis gilt, soweit sich aus den §§ 2 und 3 nicht anderes ergibt, als erteilt für:
1. Planstellen für Beamte des Allgemeinen Verwaltungsdienstes der

1.1. Verwendungsgruppe A l in der Grundlaufbahn und den Funktionsgruppen l bis 4,
1.2. Verwendungsgruppe A 2 in der Grundlaufbahn und den Funktionsgruppen l bis 7,
1.3. Verwendungsgruppen A 3 bis A 7, wenn der aufzunehmende Bedienstete eine minde-

stens vierjährige Dienstzeit in einem Dienstverhältnis zum Bund zurückgelegt hat,
2. Planstellen für Beamte des Exekutivdienstes der

2.1. Verwendungsgruppe E l in der Grundlaufbahn und den Funktionsgruppen l bis 7,
2.2. Verwendungsgruppen E 2a, E 2b und E 2c,

3. Planstellen für Beamte des Militärischen Dienstes der
3.1. Verwendungsgruppen M BO 1 und M ZO 1 in der Grundlaufbahn und den Funktions-

gruppen l bis 4,
3.2. Verwendungsgruppe M BO 2 und M ZO 2 in der Grundlaufbahn und den Funktionsgrup-

pen l bis 7,
3.3. Verwendungsgruppen M BUO 1, M BUO 2, M ZUO 1, M ZUO 2 und M ZCh.,

4. Planstellen für Richteramtsanwärter,
5. Planstellen für Universitäts(Hochschul)assistenten,
6. Planstellen für Lehrer,
7 Planstellen für Beamte des Schulaufsichtsdienstes der Verwendungsgruppe S 2,
8. Planstellen für Beamte der Post- und Telegraphenverwaltung der

8.1. Verwendungsgruppe PT 1 der Dienstzulagengruppen 3 und 3b, wenn der Bedienstete die
Ernennungserfordernisse nach Anlage 1 Z 1.12 BDG 1979 erfüllt,

8.2. Verwendungsgruppe PT 2 der Dienstzulagengruppe l, wenn der Bedienstete die Ernen-
nungserfordernisse nach Anlage 1 Z 31.1 BDG 1979 erfüllt oder nach § 229 Abs. 4 BDG
1979 ernannt wird,
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8.3. Verwendungsgruppe PT 2, wenn die Ernennung auf eine Planstelle der Dienstzulagen-
gruppen 1b, 2, 2b, 3 oder 3b erfolgt,

8.4. Verwendungsgruppe PT 3, PT 4 und PT 5 (alle Dienstzulagengruppen),
8.5. Verwendungsgruppen PT 6 bis PT 8 (alle Dienstzulagengruppen), wenn der aufzuneh-

mende Bedienstete eine mindestens vierjährige Dienstzeit in einem Dienstverhältnis
zum Bund zurückgelegt hat, ausgenommen die Ernennungen von Personen, die nur das
Ernennungserfordernis nach Anlage l Z37.3 lit. c BDG 1979 erfüllen,

8.7 Verwendungsgruppe PT 9, wenn der aufzunehmende Bedienstete eine mindestens vier-
jährige Dienstzeit in einem Dienstverhältnis zum Bund zurückgelegt hat,

9. Planstellen für Beamte des Krankenpflegedienstes der
9.1. Verwendungsgruppen K l bis einschließlich K 5,
9.2. Verwendungsgruppe K 6, wenn der aufzunehmende Bedienstete eine mindestens vierjäh-

rige Dienstzeit in einem Dienstverhältnis zum Bund zurückgelegt hat,
10. Planstellen für Beamte der Allgemeinen Verwaltung der Verwendungsgruppen A und B,
11. Planstellen für Berufsoffiziere der Verwendungsgruppen H l und H 2.

Hochschulbildung

§ 2. Für Planstellen, für die als besonderes Ernennungserfordernis eine abgeschlossene Hochschul-
bildung vorgeschrieben ist, gilt die Zustimmung nach § l nur dann als erteilt, wenn der Aufzunehmende
ein Universitäts(Hochschul)studium in einer für die vorgesehene Verwendung in erster Linie in
Betracht kommenden einschlägigen Studienrichtung vollendet hat.

Ausnahmen von der Erteilung der Zustimmung

§ 3. Die Zustimmung nach § l gilt nicht als erteilt,
1. wenn der Aufzunehmende das 45. Lebensjahr überschritten hat,
2. wenn der Aufzunehmende auf eine Planstelle ernannt werden soll, die im Stellenplan nur für

den vorübergehenden Bedarf vorgesehen ist,
3. für Ernennungen in eine höhere Dienstklasse gemäß § 118 Abs. 9 oder § 138 Abs. 3 des Gehalts-

gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
4. wenn bei der Anstellung unmittelbar eine höhere Gehaltsstufe gemäß § 118 Abs. 10 oder § 138

Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, zuerkannt werden soll,
5. solange die Zustimmung des Bundeskanzlers gemäß § 138 Abs. 3 oder § 148 Abs. 4 BDG 1979

nicht vorliegt, oder
6. wenn der Aufzunehmende bei einer Dienststelle verwendet werden soll, deren Ausgliederung

aus dem Bereich der Bundesverwaltung oder deren Organisationsreform vorgesehen ist.

2. Abschnitt
ERNENNUNG IM DIENSTVERHÄLTNIS

Allgemeiner Verwaltungsdienst

§ 4. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Beamte des Allgemeinen Ver-
waltungsdienstes als erteilt für eine

1. Überstellung in die Verwendungsgruppe A l in der Grundlaufbahn und den Funktionsgrup-
pen l bis 4,

2. Überstellung in die Verwendungsgruppe A 2 in der Grundlaufbahn und den Funktionsgrup-
pen l bis 7,

3. Überstellung in die Verwendungsgruppen A 3 bis A 7 nach Maßgabe des § l Z 1.3.

(2) Die Zustimmung zur Besetzung einer Planstelle einer anderen Funktionsgruppe innerhalb
einer Verwendungsgruppe gilt für Beamte des Allgemeinen Verwaltungsdienstes als erteilt

1. in der Verwendungsgruppe A l für Planstellen der Grundlaufbahn und der Funktionsgrup-
pen l bis 4,

2. in der Verwendungsgruppe A 2 für Planstellen der Grundlaufbahn oder der Funktionsgrup-
pen l bis 7,

3. in den Verwendungsgruppen A 3 bis A 5.
(3) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn der Beamte das 55. Lebensjahr über-

schritten hat.
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(4) Die Zustimmung nach Abs. l und Abs. 2 gilt nicht als erteilt, wenn
1. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
2. der Beamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach §81 Abs. 1 Z 3

BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
3. die Besetzung der anderen Planstelle im Jahr des Übertrittes des Beamten in den Ruhestand

wirksam werden soll.

(5) Auf die Zustimmung nach Abs. l Z l ist § 2 anzuwenden.

Exekutivdienst

§ 5. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Beamte des Exekutivdienstes
als erteilt für eine

1. Überstellung in die Verwendungsgruppe E l in der Grundlaufbahn und den Funktionsgrup-
pen l bis 7,

2. Überstellung in die Verwendungsgruppen E 2a und E 2b.

(2) Die Zustimmung zur Besetzung einer Planstelle einer anderen Funktionsgruppe innerhalb
einer Verwendungsgruppe gilt für Beamte des Exekutivdienstes als erteilt

1. in der Verwendungsgruppe E l für Planstellen der Grundlaufbahn oder der Funktionsgrup-
pen l bis 7,

2. m der Verwendungsgruppe E 2a.

(3) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn der Beamte das 55. Lebensjahr über-
schritten hat.

(4) Die Zustimmung nach Abs. l und Abs. 2 gilt nicht als erteilt, wenn
1. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
2. der Beamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. l Z 3

BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
3. die Besetzung der anderen Planstelle im Jahr des Übertrittes des Beamten in den Ruhestand

wirksam werden soll.

Militärischer Dienst

§ 6. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Beamte des Militärischen
Dienstes als erteilt für eine

1. Überstellung in die Verwendungsgruppen M BO 1 und M ZO 1 in der Grundlaufbahn und den
Funktionsgruppen l bis 4,

2. Überstellung in die Verwendungsgruppen M BO 2 und M ZO 2 in der Grundlaufbahn und den
Funktionsgruppen l bis 7,

3. Überstellung in die Verwendungsgruppen M BUO l, M BUO 2, M ZUO 1 und M ZUO 2.

(2) Die Zustimmung zur Besetzung einer Planstelle einer anderen Funktionsgruppe innerhalb
einer Verwendungsgruppe gilt für Beamte des Militärischen Dienstes als erteilt

1. in den Verwendungsgruppen M BÖ l und M ZO l für Planstellen der Grundlaufbahn oder der
Funktionsgruppen l bis 4,

2. in den Verwendungsgruppen M BO 2 und M ZO 2 für Planstellen der Grundlaufbahn oder der
Funktionsgruppen l bis 7,

3. in den Verwendungsgruppen M BUO l, M BUO 2, M ZUO l und M ZUO 2.

(3) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn der Beamte das 55. Lebensjahr über-
schritten hat.

(4) Die Zustimmung nach Abs. l und Abs. 2 gilt nicht als erteilt, wenn
1. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
2. der Beamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. 1 Z 3

BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
3. die Besetzung der anderen Planstelle im Jahr des Übertrittes des Beamten in den Ruhestand

wirksam werden soll.

(5) Auf die Zustimmung nach Abs. l Z l ist § 2 anzuwenden.
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Richter
§ 7. Die Zustimmung zur Besetzung von Planstellen für Richter nach § 25 des Richterdienstgeset-

zes, BGBl. Nr. 305/1961, gut für die Ernennung eines
1. Richteramtsanwärters,
2. Richters oder
3. Staatsanwaltes

zum Richter der Gehaltsgruppe I mit Ausnahme der Präsidenten und Vizepräsidenten der Gerichtshö-
fe erster Instanz als erteilt.

Staatsanwälte
§ 8. (1) Die Zustimmung zur Ernennung zum Staatsanwalt der Gehaltsgruppe I mit Ausnahme der

Leitenden und Ersten Staatsanwälte gilt als erteilt.
(2) Die Zustimmung zur Besetzung von Planstellen der Verwendungsgruppe A l gilt für Staatsan-

wälte nach Maßgabe des § 153a BDG 1979 als erteilt.

Lehrer und Beamte des Schulaufsichtsdienstes
§ 9. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Lehrer und für Beamte des

Schulaufsichtsdienstes als erteilt für eine
1. Überstellung in die Verwendungsgruppen S 1, L PA oder L 1,
2. Überstellung in die Verwendungsgruppe S 2 oder in eine der Verwendungsgruppen L 2,
3. Ernennung zum Direktor, Direktor-Stellvertreter, Abteilungsvorstand, Fachvorstand und

Erziehungsleiter.
(2) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn
1. der Beamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. l Z 3 in

Verbindung mit § 220 BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
2. der Beamte das 55. Lebensjahr überschritten hat.
(3) Auf die Zustimmung nach Abs. l Z l ist § 2 anzuwenden.

Beamte der Post- und Telegraphenverwaltung
§ 10. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Beamte der Post- und Tele-

graphenyerwaltung als erteilt für erne
1. Überstellung in die Verwendungsgruppe PT 1 der Dienstzulagengruppen 3 und 3b, wenn der

Beamte die Ernennungserfordernisse nach Anlage 1 Z 1.12 BDG 1979 erfüllt,
2. Überstellung in die Verwendungsgruppe PT 2 der Dienstzulagengruppe l, wenn der Beamte

die Ernennungserfordernisse nach Anlage 1 Z 31.1 BDG 1979 erfüllt oder nach §229 Abs. 4
BDG 1979 ernannt wird,

3. Überstellung in die Verwendungsgruppe PT 2, wenn die Ernennung auf eine Planstelle der
Dienstzulagengruppen 1b, 2, 2b, 3 oder 3b erfolgt,

4. Überstellung in die Verwendungsgruppen PT 3, PT 4 und PT 5 (alle Dienstzulagengruppen),
5. Überstellung in die Verwendungsgruppe PT 6 nach Maßgabe des § 1 Z 8.5,
6. Überstellung in die Verwendungsgruppen PT 7 und PT 8 (alle Dienstzulagengruppen) nach

Maßgabe des § 1 Z 8.5,
7 Überstellung in die Verwendungsgruppe PT 9 nach Maßgabe des § 1 Z 8.5.
(2) Die Zustimmung zur Besetzung einer Planstelle einer anderen Dienstzulagengruppe innerhalb

einer Verwendungsgruppe gilt für Beamte der Post- und Telegraphenverwaltung als erteilt
1. in der Verwendungsgruppe PT 2 für Planstellen der Dienstzulagengruppen 1b, 2, 2b oder 3,
2. in den Verwendungsgruppen PT 3 bis 5 sowie PT 7 und PT 8.
(3) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn der Beamte das 55. Lebensjahr über-

schritten hat.
(4) Die Zustimmung nach Abs. l und 2 gilt nicht als erteilt, wenn
1. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
2. der Beamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. l Z 3

BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
3. die Besetzung der anderen Planstelle im Jahr des Übertrittes des Beamten in den Ruhestand

wirksam werden soll.
(5) Auf die Zustimmung nach Abs. l Z l ist § 2 anzuwenden.
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Beamte des Krankenpflegedienstes
§ 11. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Beamte des Krankenpflege-

dienstes als erteilt für eine Überstellung in die Verwendungsgruppen K l bis K 6.
(2) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn
1. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
2. die Ernennung nach § 251 BDG 1979 erfolgt,
3. der Beamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. 1 Z 3

BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
4. der Beamte das 55. Lebensjahr überschritten hat.

Beamte der Allgemeinen Verwaltung
§ 12. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Beamte der Allgemeinen

Verwaltung als erteilt für eine
1. Überstellung in die

1.1. Verwendungsgruppe A,
1.2. Verwendungsgruppen B oder D,

2. Beförderung, wenn die in der Anlage angegebenen Voraussetzungen vorliegen.
(2) Die Zustimmung nach Abs. l Z l gilt nicht als erteilt, wenn der Beamte das 55. Lebensjahr

überschritten hat.
(3) Die Zustimmung nach Abs. 1 Z 2 gilt nicht als erteilt, wenn
1. die Beförderung nicht mit einem 1.Jänner oder 1.Juli wirksam werden soll,
2. dem Beamten die Nichterfüllung eines besonderen Ernennungs- oder Definitivstellungserfor-

dernisses nachgesehen wurde,
3. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
4. der Beamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. l Z 3

BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
5. die Ernennung im Jahr des Übertrittes des Beamten in den Ruhestand wirksam werden soll.
(4) Auf die Zustimmung nach Abs. 1 Z 1.1 ist §2 anzuwenden.

Beamte in handwerklicher Verwendung
§ 13. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Beamte in handwerklicher

Verwendung als erteilt für erne
1. Überstellung in die

1.1. Verwendungsgruppe P 2, wenn der Beamte die für diese Verwendungsgruppe in Anlage l
Z 51.1 BDG 1979 vorgesehenen Ernennungserfordernisse erfüllt,

1.2. Verwendungsgruppen P 3 und P 4,
2. Beförderung, wenn die in der Anlage angegebenen Voraussetzungen vorliegen.
(2) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn
1. die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner oder 1. Juli wirksam werden soll,
2. dem Beamten die Nichterfüllung eines besonderen Ernennungs- oder Definitivstellungserfor-

dernisses nachgesehen wurde,
3. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
4. der Beamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. l Z 3

BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
5. die Ernennung im Jahr des Übertrittes des Beamten in den Ruhestand wirksam werden soll.

Wachebeamte
§ 14. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Wachebeamte als erteilt für

eine
1. Überstellung in die Verwendungsgruppen W l oder W 2 und für eine Beförderung von der

Grundstufe in die Dienststufe l der Verwendungsgruppe W 2,
2. Beförderung von Beamten der Verwendungsgruppe W l, wenn die in der Anlage für Beamte

der Verwendungsgruppe B angegebenen Voraussetzungen vorliegen und zusätzlich die Vor-
aussetzung erfüllt ist, daß für die Ernennung auf eine Planstelle der Dienstklasse V in einer
Dienstverwendung im Gendarmerie-, Sicherheitswach-, Justizwach-, Zollwach- oder im Krimi-
naldienst oder als Erzieher an Justizanstalten durch mindestens zwei Jahre der Amtstitel
„Hauptmann" beziehungsweise „Oberpräfekt" geführt worden ist,
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3. Beförderung von Beamten der Verwendungsgruppe W 2, wenn die in der Anlage für Beamte
der Verwendungsgruppe C angegebenen Voraussetzungen vorliegen.

(2) Die Zustimmung nach Abs. 1 Z 2 und 3 gilt nicht als erteilt, wenn
1. die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner oder 1. Juli wirksam werden soll,
2. dem Wachebeamten die Nichterfüllung eines besonderen Ernennungs- oder Definitivstellungs-

erfordernisses nachgesehen wurde,
3. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
4. der Wachebeamte den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. l

Z 3 in Verbindung mit § 265 BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
5. die Beförderung im Jahr des Übertrittes des Beamten in den Ruhestand wirksam werden soll.

Berufsoffiziere
§ 15. (1) Die Zustimmung zur Ernennung im Dienstverhältnis gilt für Berufsoffiziere als erteilt für

eine
1. Überstellung in die

1.1. Verwendungsgruppe H l oder
1.2. Verwendungsgruppe H 2,

2. Beförderung von Berufsoffizieren der Verwendungsgruppe H 1, wenn die in der Anlage für
Beamte der Verwendungsgruppe A angegebenen Voraussetzungen vorliegen,

3. Beförderung von Berufsoffizieren der Verwendungsgruppe H 2, wenn die in der Anlage für
Beamte der Verwendungsgruppe B angegebenen Voraussetzungen vorliegen.

(2) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn
1. die Beförderung nicht mit einem 1.Jänner oder 1.Juli wirksam werden soll,
2. dem Berufsoffizier die Nichterfüllung eines besonderen Ernennungs- oder Definitivstellungser-

fordernisses nachgesehen wurde,
3. das Dienstverhältnis noch provisorisch ist,
4. der Berufsoffizier den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nach § 81 Abs. l

Z 3 BDG 1979 nicht aufgewiesen hat oder
5. die Beförderung im Jahr des Übertrittes des Beamten in den Ruhestand wirksam werden soll.
(3) Auf die Zustimmung nach Abs. l Z l ist § 2 anzuwenden.

Änderung des Planstellenbereiches
§ 16. (1) Die Zustimmung zur Besetzung einer Planstelle durch Ernennung im Dienstverhältnis gilt

auch dann als erteilt, wenn damit eine Änderung des Planstellenbereiches verbunden ist und die Vor-
aussetzungen der §§4, 5, 6,11,12,13 oder 14 vorliegen.

(2) Die Zustimmung nach Abs. l gilt jedoch nicht als erteilt, wenn es sich um eine Planstelle der
Personalreserve oder um eine Ernennung auf eine Planstelle der Dienstklassen VIII oder IX handelt.

3. Abschnitt
VERTRAGSBEDIENSTETE

Vertragsbedienstete der Entlohnungsschemata I, n und K und Vertragslehrer
§ 17. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von Planstellen für Vertragsbedienstete der Entlohnungs-

schemata I, II und K und für Vertragslehrer gilt, wenn nicht Abs. 2 anzuwenden ist, als erteilt für
1. die Aufnahme

1.1. in die Entlohnungsgruppen a, b, d und e,
1.2. in die Entlohnungsgruppen p 2, wenn der aufzunehmende Bedienstete die Erfordernisse

nach Anlage 1 Z 51.1 BDG 1979 erfüllt,
1.3. in die Entlohnungsgruppen p 3 bis p 5,
1.4. in die Entlohnungsgruppen k l bis k 6, wobei § 1 Z 9.2 anzuwenden ist, und
1.5. in die Entlohnungsgruppen der Vertragslehrer,

2. die Überstellung in eine der in Z 1 genannten Entlohnungsgruppen, wenn der zu überstellende
Bedienstete die Erfordernisse nach Anlage 1 Z 51.1 BDG 1979 für die Überstellung in die Ent-
lohnungsgruppe p 2 erfüllt.

(2) Die Zustimmung nach Abs. l gilt nicht als erteilt, wenn der Bedienstete
1. auf eine Planstelle aufgenommen werden soll, die im Stellenplan nur für den vorübergehenden

Bedarf vorgesehen ist,
2. das 65. Lebensjahr überschritten hat oder
3. Beamter des Ruhestandes ist.
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Vertragsassistenten und Vertragslehrer an Universitäten oder Hochschulen

§ 18. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von Planstellen gilt als erteilt für
1. die Aufnahme von Vertragsassistenten nach § 51 Abs. 2 oder 3 des Vertragsbedienstetengeset-

zes 1948,
2. die Aufnahme von Vertragslehrern an Universitäten oder Hochschulen nach § 50 des Vertrags-

bedienstetengesetzes 1948.
(2) Auf die Zustimmung nach Abs. l ist § 2 anzuwenden.

Änderung des Planstellenbereiches
§19. §16 Abs. 1 ist auf die in den §§17 und 18 angeführten Vertragsbediensteten anzuwenden,

wenn ihnen im Dienstverhältnis eine andere Planstelle verliehen werden soll.

4. Abschnitt
BEDIENSTETE DER ÖSTERREICHISCHEN BUNDESFORSTE

§20. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von Planstellen für Bedienstete der Österreichischen
Bundesforste, auf deren Dienstverhältnis die Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBl. Nr. 298, anzu-
wenden ist, gilt als erteilt für

1. Planstellen der Verwendungsgruppe A, für die keine oder nur die niedrigste Verwendungszu-
lage vorgesehen ist,

2. Planstellen der Verwendungsgruppe B, für die keine oder nur eine Verwendungszulage der
Verwendungsstufen B 5, B 4 oder B 3 vorgesehen ist,

3. Planstellen der Verwendungsgruppen C und D.
(2) Auf die Zustimmung nach Abs. l Z l ist § 2 anzuwenden.

5. Abschnitt
ANDERE VERTRAGLICH BEDIENSTETE

§ 21. Die Zustimmung für die Aufnahme von Personen in ein privatrechtliches Dienstverhältnis
zum Bund, das nicht durch das Vertragsbedienstetengesetz 1948 oder die Bundesforste-Dienstord-
nung 1986 geregelt ist, gilt als erteilt, wenn die Entlohnung den in der jeweiligen Dienstordnung, im
Kollektivvertrag oder in einer Gesamtvereinbarung festgesetzten Entgeltsätzen entspricht.

6. Abschnitt
MITTEILUNG AN DEN BUNDESKANZLER

§ 22. Soweit nicht eine Zustimmung im Einzelfall einzuholen war, ist dem Bundeskanzler der Voll-
zug folgender Personalmaßnahmen mitzuteilen:

1. Personalmaßnahmen nach § l, soweit sie die Ernennung auf eine Planstelle der Verwendungs-
gruppen A 1, A 2, A 3, E l, E 2a, M BO l, M ZO l, M BO 2, M ZO 2, M BUO l, M ZUO l, K l,
K 2, K 3, A, B, H l oder H 2 betreffen, und

2. Personalmaßnahmen nach den §§ 4 bis 6 und 11 bis 15.

7. Abschnitt

SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Verweisungen auf andere Rechtsvorschriften

§ 23. Soweit in dieser Verordnung auf andere Rechtsvorschriften verwiesen wird, sind diese in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Aufhebung der Planstellenbesetzungs-Verordnung 1984
§ 24. Die Planstellenbesetzungs-Verordnung 1984 tritt außer Kraft.

Vranitzky
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Anlage

Beabsichtigte
Beförderung auf
eine Planstelle

der

VGr.

A

B

C

D

Pl

P2

DK1.

IV

V

VI

VII

IV

V 4)

VI

IV

IV

IV

IV

Voraussetzungen

Leistungsfeststellung

Bei Aufweisung mindestens des
zu erwartenden Arbeitserfol-
ges ..............................................

i) ....................................................
2) ....................................................
1) ....................................................
2)....................,...............................
1) ....................................................
2) ....................................................
Bei Aufweisung mindestens des

zu erwartenden Arbeitserfol-

1) ....................................................
2) ....................................................
1) ....................................................
2) ....................................................
Bei Aufweisung mindestens des

zu erwartenden Arbeitserfol-

Bei Aufweisung mindestens des
zu erwartenden Arbeitserfol-
ges...............................................

Bei Aufweisung mindestens des
zu erwartenden Arbeitserfol-

Bei Aufweisung mindestens des
zu erwartenden Arbeitserfol-
ges............... ................................

Erreichte besoldungs-
rechtliche Stellung
im Zeitpunkt der

Beförderung

Dienst-
klasse

IV
IV
IV
V
V
VI
VI

IV
IV
IV
V
V

IV

IV

IV

IV

Gehalts-
stufe

5
8
8
4
4
4
4

4
6
6
5
5

3

3

3

3

Jahre
in der

Gehalts-
stufe

1

1

1

1
1 1/2

1

1

Effektive
Dienstzeit in

Verwen-
dungs-
oder

Entloh-
nungs-
gruppe

A/a

B/b

C/c

D/d

Pl/p1

P2/p2

Jahre

2
2

2

2

2

2

2

M
in

de
stg

es
am

td
ie

ns
t-

ze
it 

in
 J

ah
re

n 3
)

9
9 1/2
12
13

16 1/2
18

14
19

19 1/2
25
26

24

35

28

35

1) bei erheblicher Überschreitung des zu erwartenden Arbeitserfolges

2) bei Aurweisung des zu erwartenden Arbeitserfolges
3) ab Vorrückungsstichtag gemäß § 12 GG 1956 abzüglich der nicht anrechenbaren Zeit
4) Hat der Beamte zum Zeitpunkt seiner Beförderung in die Dienstklasse IV oder zu dem für diese Dienstklas-

se maßgebenden Stichtag den von ihm zu erwartenden Arbeitserfolg lediglich aufgewiesen, verlängert sich die War-
tefrist um ein halbes Jahr.


